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Landesregierung verabschiedet Eckwerte für den Haus halt 2018 und die 

Finanzplanung bis 2027 

 

Finanzministerin Monika Heinold: „Solide Haushaltsp olitik, Stärkung der  Bildung 

und Investitionen in die Infrastruktur: Das ist der  Jamaika-Dreiklang!“ 

 

  

KIEL. Die Landesregierung hat heute die Eckwerte für den Haushalt 2018 beschlossen. 

„Die Jamaika-Koalition setzt auf einen Dreiklang aus solider Haushaltspolitik, Stärkung 

der Bildung und Investitionen in die Infrastruktur“, sagte Finanzministerin Monika 

Heinold in Kiel: „Wir sind angetreten, um das Land weiter zu modernisieren und noch 

attraktiver zu gestalten. Für diese politische Agenda schaffen wir mit dem Haushalt 

2018 und der weiteren Finanzplanung die  Rahmenbedingungen.“ Heinold betonte den 

Wert einer soliden und belastbaren Finanzplanung für die gesamte Dauer der 

Legislaturperiode: „Wir haben uns viel vorgenommen und wollen dies Stück für Stück 

umsetzen. Ein Haushalt allein bewirkt noch keine Wunder – mit vielen Haushalten 

werden wir Schleswig-Holstein maßgeblich voranbringen.“ 

 

 

Die Eckwerte des Haushalts 2018: Mehr Einnahmen als  Ausgaben, höhere 

Tilgung, Anstieg der Investitionsquote 

 

Mit dem Haushalt 2018 steigen die bereinigten Einnahmen gegenüber 2017 um 438 

Mio. Euro (3,8 Prozent) auf 11.853 Mio. Euro. Die bereinigten Ausgaben steigen 

gegenüber 2017 um 426 Mio. Euro (3,7 Prozent) auf 11.806 Mio. Euro. Die um den 

Kommunalen Finanzausgleich bereinigten Ausgaben steigen gegenüber 2017 um 374 

Mio. Euro (3,9 Prozent) auf 10.055 Mio. Euro. Im Vergleich zum Soll des 

Haushaltsjahres 2017 wird eine um 11 Mio. Euro höhere Tilgung vorgesehen. Der 

strukturelle Saldo fällt gegenüber 2017 nach den Maßstäben des § 6 Gesetz zur 

Ausführung von Art. 61 der Verfassung des Landes Schleswig-Holstein um rd. 69 Mio. 

Euro geringer aus. Der Haushalt 2018 ist strukturell ausgeglichen. Die Investitionsquote 

beträgt im Jahr 2018 rund 8,8 Prozent. 

 



 

 

Solides Haushalten: Es gilt der Koalitionsvertrag 

 

Mit den heute beschlossenen Eckwerten beginnt die Landesregierung ihren im 

Koalitionsvertrag vereinbarten Kurs umzusetzen, grundsätzlich keine neuen Schulden 

zu machen und dauerhaft strukturell ausgeglichene Haushalte zu verabschieden. „Eine 

solide Haushaltspolitik ist der Grundpfeiler erfolgreicher Regierungsarbeit. 

Haushaltsplanung und Haushaltsführung ohne Neuverschuldung sind sicherzustellen. 

Die schwarze Null muss stehen“, sagte Heinold: „Der Abstand zur Verfassungsgrenze 

ist solide.“  

 

Der Landesregierung ist dabei bewusst, dass aus den Altverpflichtungen in 

Zusammenhang mit der HSH Nordbank, aus einer geänderten Sozialgesetzgebung des 

Bundes, der Entwicklung im Asylbereich, Steuerrechtsänderungen sowie aus weiteren 

unabweisbaren und nicht vorhersehbaren Bedarfen Risiken auf den Landeshaushalt 

zukommen können. Deshalb plant die Landesregierung eine Vorsorge in 2018 von 

insgesamt 45 Mio. Euro ein. Diese wächst bis 2022 auf 215 Mio. Euro auf und enthält 

ab 2019 auch eine Vorsorge für den Bereich HSH Nordbank.  

 

Eine besondere Herausforderung für den Landeshaushaushalt bleibt der 

Aufgabenbereich Asyl und Integration. Auf Grundlage der „Frühjahrsprojektion 2017“ 

des Bundes  –  die für 2018 und die folgenden Jahre bundesweit jeweils 180.000 

Flüchtlinge erwartet – rechnet das Land mit jeweils rund 6.120 Flüchtlingen pro Jahr. 

Daraus errechnen sich Ausgaben für den Aufgabenbereich Asyl im Jahr 2018 von rund 

468 Mio. Euro (inkl. Asylvorsorge). 

 

Heinold: „ Die Landesregierung ist sich ihrer Verantwortung bewusst. Wir stellen die 

notwendigen Mittel für Versorgung und Integration von Flüchtlingen bereit. Das ist 

angesichts der Haushaltsenge eine gewaltige solidarische Leistung. Es ist ein 

Fortschritt, dass die Erstattungsquote des Bundes inzwischen im Mittel bei rund 36 

Prozent liegt. Wir werden uns weiterhin dafür stark machen, dass der Bund auch 

zukünftig seiner Finanzverantwortung gerecht wird.“  

 

Ein neues Instrument: Stellenmittelfristplanung sta tt Stellenabbaupfad  

 

Die Landesregierung wird bis zur Verabschiedung des Haushaltes 2018 im November  

eine neue Stellenmittelfristplanung erarbeiten. Ziel ist es, die bisherige Parallelität aus 

Stellenabbaupfad und Stellenaufwuchs in einer Gesamtplanung zusammenzuführen. 

Die neue Stellenmittelfristplanung soll die notwendigen Personalverstärkungen im 

Bildungsbereich, bei der Inneren Sicherheit und der Justiz gewährleisten. Sie 

berücksichtigt den Personalbedarf zur Sanierung der Infrastruktur und zur Erfüllung der 

gesetzlichen Pflichtaufgaben.  



 

 

 

Teil der neuen Stellenmittelfristplanung ist zudem eine Aufstockung der 

Ausbildungszahlen von Nachwuchskräften, die mit den Eckwerten insbesondere für die 

Bereiche Justiz und Steuerverwaltung erfolgt. Bei der Landespolizei wird die bereits 

angelaufene Ausbildungsoffensive fortgesetzt.   

 

Insgesamt sind für Personalausgaben in 2018 rund 4,3 Mrd. Euro eingeplant, die bis 

2022 auf rund 4,9 Mrd. Euro ansteigen. Die geplante Aufstockung der 

Personalausgaben setzt sich aus Tarifverstärkungsmitteln, Beihilfe- und 

Versorgungssteigerungen und einer geplanten Mittelaufstockung zusammen, die 

insbesondere den erhöhten Lehrkräftebedarf abdecken soll. Die Landesregierung wird 

bis zur Verabschiedung des Haushaltes eine konkrete Planung erarbeiten und 

sicherstellen, dass die geplante Budgetaufstockung innerhalb der Eckdaten der 

Finanzplanung verbleibt. „Die gesamte Stellenmittelfristplanung wird sich im Rahmen 

eines strukturell ausgeglichenen Haushalts bewegen. Wir halten unseren Kurs“, sagte 

Heinold.  

 

 

Bildung: Mehr Geld für Kitas, Wissenschaft und Schu le   

  

Ziel der Landesregierung ist es, bis zum Ende der Legislaturperiode Eltern und 

Kommunen im Kita-Bereich zu entlasten sowie die Qualität in den Kitas zu steigern. 

Dafür sind in der vorgelegten Finanzplanung zusätzliche Ausgaben bis zur Höhe von 

180 Mio. Euro in 2022 vorgesehen – das sind 10 Mio. Euro mehr als im 

Koalitionsvertrag vereinbart. Für den Haushalt 2018 ist eine erste Erhöhung der Mittel 

zur Qualitätssteigerung um rund 5 Mio. Euro eingeplant. Die Landesregierung plant das 

Inkrafttreten des neuen Gesetzes zum 1. Januar 2020. Das bisherige Kita-Geld entfällt 

zum Beginn des Kita-Jahres am 1. August 2020, wenn zeitgleich die neu gestaltete 

Elternentlastung einsetzt. Für die ab 2019 auslaufenden Bundesmittel aus dem 

abgeschafften Betreuungsgeld hat das Land Vorsorge getroffen. „Im Kita-Bereich darf 

es zu keiner Finanzierungslücke kommen. Deshalb treffen wir in der Finanzplanung 

Vorsorge. Aber unser erstes Anliegen ist es, dass der Bund die Mittel für die 

frühkindliche Bildung dauerhaft zur Verfügung stellt. Dafür werden wir uns auf 

Bundesebene einsetzen“, sagte Heinold. 

 

Wie im Koalitionsvertrag vorgesehen, soll die Anzahl der Stellen für Inklusion an den 

Schulen bis 2024 um 490 erhöht werden. Im Haushaltsjahr 2018 sind davon die ersten 

70 Stellen veranschlagt. Auch an Grundschulen sollen 2018 und 2019 jeweils 40 neue 

Stellen zur Verbesserung der Unterrichtsversorgung entstehen. Für berufsbildende 

Schulen sind im kommenden Jahr 20 neue Stellen vorgesehen. Darüber hinaus ist das 

Personalbudget so veranschlagt, dass ein  möglicher weiterer Bedarf an Lehrerstellen 



 

 

abgedeckt werden kann. Die präzise Berechnung erfolgt bis zur Verabschiedung des 

Haushaltsentwurfs im Kabinett im November.  

 

Neben der notwendigen Bedarfsdeckung bei den Lehrkräften sind für 2018 wie 2019 

zusätzlich jeweils 6 Mio. Euro für das Programm „Schulen ans Netz“ eingeplant. Bisher 

waren für den Zeitraum 2016 – 2018 Landesmittel von rund 11,6 Mio. Euro vorgesehen. 

„Das ist eine Investition in Bildung, die sich lohnt. Mit den zusätzlichen Mitteln in den 

kommenden Jahren kommen wir dem Ziel deutlich näher, alle Schulen an das 

Glasfasernetz anzubinden. Unsere Schulen müssen am Puls der Zeit sein“, so Heinold. 

 

Um den Bereich UKSH und Wissenschaft zu stärken, sind im Haushalt 2018 zusätzlich 

rund 10 Mio. Euro eingeplant. „Zur Stärkung der Bildung für Groß und Klein kümmern 

wir uns um alle drei Bereiche: Kita, Schule und Hochschule. Nur so schaffen wir es, 

Zukunft aktiv zu gestalten“, sagte Heinold.  

 

 

Investitionen: Ausgaben übersteigen die Milliarden- Grenze  

  

Die Investitionsquote von 8,8 Prozent in 2018 zeigt, dass „IMPULS 2030“ Wirkung 

entfaltet. Mit dem Haushalt 2018 werden erstmalig nicht nur Mittel des aus  

Haushaltsüberschüssen gespeisten Sondervermögens für das Infrastrukturprogramm 

eingesetzt, sondern zusätzliche Landesmittel in Höhe von 150 Mio. Euro. 2018 will das 

Land insgesamt mehr als eine Milliarde Euro in die Infrastruktur investieren. „Das 

Überschreiten der Milliardengrenze im Investitionsbereich ist ein Meilenstein“, sagte 

Heinold: „Aber wir sind noch lange nicht über den Berg. Der Investitionsbedarf ist groß 

und eingeplantes Geld muss auch tatsächlich verbaut werden.“ 

 

Ab 2021 ist eine Steigerung der IMPULS-Mittel von jährlich 20 Mio. Euro vorgesehen. 

Damit beträgt die Zuführung ab 2025 dann 250 Mio. Euro statt der bisher geplanten 150 

Mio. Euro. Heinold: „Wir wollen das mit dem Koalitionsvertrag verabredete 

Investitionsprogramm im Umfang von insgesamt 512 Mio. Euro in dieser 

Legislaturperiode umsetzen. Das ist ein ehrgeiziges Ziel. Nur wenn wir mit Risikopuffern 

planen und sparsam wirtschaften, können wir es schaffen, positive 

Haushaltsabschlüsse zu erreichen, um damit das Sondervermögen IMPULS weiter zu 

füttern. Solide Haushaltspolitik ist harte Arbeit. Die Jamaika-Koalition ist bereit, diese 

Arbeit zu leisten.“ 
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Anlage 1 

 

 

 

 

Eckwerte  

Finanzplanung 2017 – 2027 

 
 

 
 

  

2016 2017 2018 2019 2020 2021 2022 2023 2024 2025 2026 2027

Ist Soll EW EW EW EW EW EW EW EW EW EW

Steuereinnahmen ohne LFA/BEZ 8.745.000 8.725.000 9.184.000 9.476.000 9.975.000 10.404.000 10.720.000 11.047.000 11.384.000 11.732.000 12.090.000 12.460.000

Konjunkturkomponente -299.000 73.000 -7.000 -4.000 0

Sonstige Erträge 800.000 764.000 758.000 754.000 751.000 748.000 748.000 748.000 748.000 748.000 748.000 748.000

Außerordentliche Einnahmen, LFA/ BEZ 558.000 540.000 578.000 611.000 582.000 580.000 597.000 615.000 633.000 652.000 672.000 692.000

Allgemeine Deckungsmittel 9.804.000 10.103.000 10.513.000 10.837.000 11.308.000 11.732.000 12.066.000 12.410.000 12.766.000 13.132.000 13.511.000 13.901.000

strukturelles Defizit 151.000 -69.000 0 -2.000 -56.000 -95.000 -165.000 -217.000 -245.000 -278.000 -289.000 -298.000 

Finanzielle Transaktionen 27.000 39.000 39.000 39.000 39.000 39.000 39.000 39.000 39.000 39.000 39.000 44.000

Konsolidierungshilfen -80.000 -80.000 -80.000 -80.000 -27.000 0 0 0 0 0 0 0

Ausgabengrenze 9.902.000 9.993.000 10.472.000 10.794.000 11.264.000 11.676.000 11.940.000 12.232.000 12.560.000 12.894.000 13.261.000 13.647.000

Zinsausgabenergebnis (Zinsausgaben)* -580.000 -525.000 -530.000 -570.000 -612.000 -632.000 -641.000 -666.000 -766.000 -836.000 -885.000 -966.000 

Kommunaler Finanzausgleich -1.551.000 -1.698.000 -1.750.000 -1.777.000 -1.881.000 -1.960.000 -2.018.000 -2.078.000 -2.140.000 -2.203.000 -2.269.000 -2.337.000 

Zuweisungen und Zuschüsse von Dritten,  Darlehensrückflüsse 1.462.000 1.417.000 1.365.000 1.374.000 1.319.000 1.322.000 1.345.000 1.377.000 1.408.000 1.450.000 1.481.000 1.513.000

Gesamtbudget 9.231.000 9.187.000 9.556.000 9.821.000 10.091.000 10.406.000 10.626.000 10.865.000 11.062.000 11.304.000 11.587.000 11.857.000

Budget Personal und Verwaltung -4.605.000 -4.818.000 -4.929.000 -5.086.000 -5.196.000 -5.348.000 -5.480.000 -5.604.000 -5.732.000 -5.859.000 -5.984.000 -6.110.000 

Budget Zuweisungen Zuschüsse Investitionen -4.443.000 -4.368.000 -4.627.000 -4.736.000 -4.895.000 -5.058.000 -5.146.000 -5.261.000 -5.331.000 -5.445.000 -5.604.000 -5.747.000 

zulässiges strukturelles Defizit 527.000 395.000 264.000 132.000 0 0 0 0 0 0 0 0

 + Finanzielle Transaktionen 27.000 39.000 39.000 39.000 39.000 39.000 39.000 39.000 39.000 39.000 39.000 44.000

konjunkturell bereinigtes zulässiges Defizit 554.000 435.000 303.000 171.000 39.000 39.000 39.000 39.000 39.000 39.000 39.000 44.000

 + Konjunkturkomponente -299.000 73.000 -7.000 -4.000 0 0 0 0 0 0 0 0

 - Konsolidierungshilfen 80.000 80.000 80.000 80.000 27.000 0 0 0 0 0 0 0

zulässiges Defizit 175.000 428.000 216.000 87.000 12.000 39.000 39.000 39.000 39.000 39.000 39.000 44.000

tatsächliches Defizit -385.000 -36.000 -47.000 -47.000 -44.000 -56.000 -126.000 -178.000 -206.000 -238.000 -250.000 -254.000 

strukturelles Defizit 151.000 -69.000 0 -2.000 -56.000 -95.000 -165.000 -217.000 -245.000 -278.000 -289.000 -298.000 

Kreditaufnahme -410.000 -37.000 -48.000 -48.000 -45.000 -57.000 -127.000 -179.000 -207.000 -239.000 -251.000 -255.000 

Unter (-)/ Überschreitung (+) der VerfGrenze gem. EW Ist/ Plan -376.000 -464.000 -263.000 -134.000 -56.000 -95.000 -165.000 -217.000 -245.000 -278.000 -289.000 -298.000 

Handlungsbedarf (+) / Spielraum (-)

* Die Vorsorge zur Risikoabdeckung für die im Rahmen der Finanzkrise ergriffenen Maßnahmen im Zusammenhang mit der HSH Nordbank ist NICHT Bestandteil der Zinsausgaben.



 

 

Anlage 2 

 

Haushaltsdaten 

Eckwerte MFP 2017 – 2027 

 

 
  

Ist Soll MFP MFP MFP MFP FP FP FP FP FP FP
2016 2017 2018 2019 2020 2021 2022 2023 2024 2025 2026 2027

bereinigte Einnahmen 11.544 11.416 11.853 12.183 12.596 13.022 13.379 13.755 14.142 14.550 14.960 15.382
Anstieg bereinigte Einnahmen ggü. Vorjahr 438 330 412 426 357 376 387 408 409 422

Anstieg bereinigte Einnahmen ggü. Vorjahr in % 3,8% 2,8% 3,4% 3,4% 2,7% 2,8% 2,8% 2,9% 2,8% 2,8%
bereinigte Ausgaben 11.159 11.379 11.806 12.136 12.551 12.966 13.253 13.577 13.936 14.312 14.710 15.128

Anstieg bereinigte Ausgaben ggü. Vorjahr 426 330 415 415 287 324 359 375 398 418
Anstieg bereinigte Ausgaben ggü. Vorjahr in % 3,7% 2,8% 3,4% 3,3% 2,2% 2,4% 2,6% 2,7% 2,8% 2,8%

bereinigte Ausgaben ohne KFA 9.608 9.682 10.055 10.360 10.671 11.006 11.235 11.499 11.797 12.108 12.441 12.791
Anstieg bereinigte Ausgaben ohne KFA ggü. Vorjahr 374 304 311 335 229 264 298 312 332 351

Anstieg bereinigte Ausgaben ohne KFA ggü. Vorjahr in % 3,9% 3,0% 3,0% 3,1% 2,1% 2,4% 2,6% 2,6% 2,7% 2,8%
Finanzierungssaldo 385 36 47 47 44 56 126 178 206 238 250 254
Nettokreditaufnahme -410 -37 -48 -48 -45 -57 -127 -179 -207 -239 -251 -255
struktureller Finanzierungssaldo -151 69 0 2 56 95 165 217 245 278 289 298

Obergrenze -527 -395 -263 -132 0 0 0 0 0 0 0 0
Abstand zur VerfGrenze: Unter (-)/ Überschreitung (+) -376 -464 -263 -134 -56 -95 -165 -217 -245 -278 -289 -298

Steuereinnahmen  (inkl. LFA/ BEZ) 9.504 9.360 9.963 10.288 10.811 11.264 11.598 11.943 12.298 12.665 13.043 13.433
Personalausgaben 3.887 4.134 4.274 4.435 4.559 4.708 4.837 4.961 5.088 5.215 5.338 5.463
Personalausgabenquote 34,8% 36,3% 36,2% 36,5% 36,3% 36,3% 36,5% 36,5% 36,5% 36,4% 36,3% 36,1%
Zinsausgaben 590 526 531 571 613 633 642 667 767 837 886 967
Kommunaler Finanzausgleich 1.551 1.698 1.750 1.777 1.881 1.960 2.018 2.078 2.140 2.203 2.269 2.337
Budget 1 4.605 4.818 4.929 5.086 5.196 5.348 5.480 5.604 5.732 5.859 5.984 6.110
Budget 2 4.443 4.368 4.627 4.736 4.895 5.058 5.146 5.261 5.331 5.445 5.604 5.747
Investitionsausgaben 733 895 1.038 998 975 964 948 966 989 1.019 1.042 1.068

davon IMPULS 2030 30 146 213 204 191 197 219 235 255 275 275 275
Investitionsquote 6,6% 7,9% 8,8% 8,2% 7,8% 7,4% 7,2% 7,1% 7,1% 7,1% 7,1% 7,1%

in Mio. Euro
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